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Sozialgerichtsbarkeit Bundesrepublik Deutschland

Land Berlin-Brandenburg
Sozialgericht Landessozialgericht Berlin-Brandenburg
Sachgebiet Krankenversicherung
Abteilung 1
Kategorie Beschluss
Bemerkung -
Rechtskraft -
Deskriptoren Förderantrag – Innovationsausschuss
Leitsätze -
Normenkette GKG § 52

1. Instanz

Aktenzeichen -
Datum -

2. Instanz

Aktenzeichen L 1 KR 403/19 KL ER
Datum 18.03.2020

3. Instanz

Datum -

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung wird abgelehnt. Die
Antragstellerin hat die Kosten des Verfahrens zu tragen. Der Streitwert fÃ¼r das
Verfahren wird auf 1.116.625,- EUR festgesetzt.

GrÃ¼nde:

Der Antrag auf Erlass einer einstweiligen Anordnung vom 31. Oktober 2018 hat sich
hinsichtlich des Antrages zu 1.),

im Wege der einstweiligen VerfÃ¼gung anzuordnen, dass sÃ¤mtliche anderen
Bescheide des Antragsgegners den Innovationsfond betreffend gegenÃ¼ber allen
anderen Antragstellern vorlÃ¤ufig zurÃ¼ckgenommen bzw. zurÃ¼ckgehalten
werden, solange Ã¼ber den (hiesigen Hauptsache-) Rechtsstreit nicht entschieden
ist,

durch Ã¼bereinstimmende ErledigungserklÃ¤rungen in den SchriftsÃ¤tzen vom 3.
Februar 2020 bzw. 21. Februar 2020 erledigt.

Er ist hinsichtlich des Antrages zu 2.)
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https://dejure.org/gesetze/GKG/52.html


 

der Antragstellerin Einsicht in die Bescheide und AntrÃ¤ge aller anderen
Antragsteller den Innovationsfonds betreffend zu gewÃ¤hren

abzulehnen.

Nach Â§ 86b Abs. 2 S. 1 Sozialgerichtsgesetz (SGG) ist der Erlass einer einstweiligen
Anordnung zulÃ¤ssig, wenn andernfalls die Gefahr besteht, dass ein Recht des
Antragstellers vereitelt oder wesentlich erschwert wird. GemÃ¤Ã� Â§ 86b Abs. 2 S. 2
SGG kann das Gericht auf Antrag eine einstweilige Anordnung auch zur Regelung
eines vorlÃ¤ufigen Zustands in Bezug auf ein streitiges RechtsverhÃ¤ltnis treffen,
wenn dies zur Abwendung wesentlicher Nachteile notwendig erscheint (sog.
Regelungsanordnung). Voraussetzung sind das Bestehen eines
Anordnungsanspruches und das Vorliegen eines Anordnungsgrundes. Der
Anordnungsanspruch bezieht sich dabei auf den geltend gemachten materiellen
Anspruch, fÃ¼r den vorlÃ¤ufiger Rechtschutz begehrt wird. Die erforderliche
Dringlichkeit betrifft den Anordnungsgrund. Die Tatsachen, die den
Anordnungsgrund und den Anordnungsanspruch begrÃ¼nden sollen, sind
darzulegen und glaubhaft zu machen (Â§ 86b Abs. 2 S. 4 SGG i. V. m. Â§ 920 Abs. 2
Zivilprozessordnung). Entscheidungen dÃ¼rfen dabei grundsÃ¤tzlich auf eine
summarische PrÃ¼fung der Erfolgsaussichten in der Hauptsache gestÃ¼tzt werden.

Es fehlt hier bereits an einem Anordnungsgrund. Es ist nicht ersichtlich, welche
Nachteile die Antragstellerin zu befÃ¼rchten hat, wenn die Frage, ob der
Antragsgegner Akteneinsicht in die VorgÃ¤nge der anderen FÃ¶rderantragsteller zu
gewÃ¤hren hat, nicht im Rahmen des Hauptsacheverfahrens in der Sache selbst
(Aktenzeichen L 1 KR 395/19 KL) oder eines anderen Rechtsstreits geklÃ¤rt wird. Ein
entsprechender Tatsachenvortrag, der auf Dringlichkeit hindeuten kÃ¶nnte, ist nicht
erfolgt. Alleine der vage Hinweis auf einen Fristablauf fÃ¼r einen neuen Antrag oder
nicht mehr zur VerfÃ¼gung stehende Investoren bzw. ein wegfallendes Interesse
ungenannter weiterer Projektteilnehmer mit der Folge einer NichtdurchfÃ¼hrung
des beantragten Projektes zeigt eine Dringlichkeit nicht auf.

Im Ã�brigen ist gerade im Hinblick auf den von der Antragstellerin angefÃ¼hrten
Zweck der begehrten Einsicht in die Bescheide und AntrÃ¤ge der anderen
Antragstelle, die Wahrung des Gleichbehandlungsgebotes aus Art. 3 I GG bei der
ErmessensausÃ¼bung bzw. AusfÃ¼llung des Beurteilungsspielraums kontrollieren
zu kÃ¶nnen, ein materieller Anspruch nicht hinreichend wahrscheinlich dargelegt,
ohne dabei auf die substantiellen rechtlichen Bedenken des Antragsgegners gegen
ein Akteneinsichtsrecht eingehen zu mÃ¼ssen. Die vorbereitende Empfehlung des
FÃ¶rderantrages durch den beim Antragsgegner bestehenden Expertenbeirat
fÃ¼hrte ausweislich des Ergebnisprotokolls der Sitzung vom 24. Juni 2019 bis 26.
Juni 2019 unter anderem aufgrund der zu unklaren Beschreibung des Projekts
hinsichtlich seiner Relevanz zu einer Ablehnungsempfehlung. Die BegrÃ¼ndung
folgt dabei Â§ 9 der Verfahrensordnung des Innovationsausschusses nach Â§ 92b
Sozialgesetzbuch FÃ¼nftes Buch (VerfO IA), der sicherstellen soll, dass auf die
FÃ¶rderkriterien -hier konkret auf Nr. 4 der "FÃ¶rderbekanntmachung des
Innovationsausschusses beim Gemeinsamen Bundesausschuss zur themenoffenen
FÃ¶rderung von neuen Versorgungsformen gemÃ¤Ã� Â§ 92a Absatz 1 des FÃ¼nften
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Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) zur Weiterentwicklung der Versorgung in der
gesetzlichen Krankenversicherung vom 19. Oktober 2018"- einzugehen ist. Die
ablehnende Entscheidung selbst ist in Anwendung der Bewertungskriterien des
Arbeitsausschusses des Antragsgegners anhand von Noten ("Score") von 4 (sehr
gut) bis 1 (nicht ausreichend) fÃ¼r die einzelnen FÃ¶rderkriterien getroffen worden.
Das Verfahren und die Entscheidungsfindung stellen sich damit als an den
FÃ¶rderkriterien und Verfahrensvorgaben orientiert dar. Dass bei den anderen
FÃ¶rderantrÃ¤gen relevant anders verfahren worden sein kÃ¶nnte, ist auch nicht in
AnsÃ¤tzen ersichtlich.

Die Kostenentscheidung folgt aus Â§Â§ 154 Abs. 1, 161 Abs. 1, Abs. 2 S. 1 VwGO. Es
entspricht dabei der Billigkeit, der Antragstellerin die Kosten auch hinsichtlich des
erledigten Antrages aufzuerlegen. MaÃ�geblich ist hierfÃ¼r die summarische
Beurteilung, wie der Rechtsstreit nach dem bisherigen Sach- und Streitstand
voraussichtlich ausgegangen wÃ¤re, ohne dass zu allen fÃ¼r den Ausgang des
Rechtsstreits bedeutsamen Rechtsfragen Stellung genommen zu werden braucht.
PrimÃ¤r sind fÃ¼r die Ermessensentscheidung die Erfolgschancen der Klage bzw.
hier des Antrages bis zum erledigenden Ereignis maÃ�geblich. Diese sind hier sehr
gering gewesen. Es fehlte von Anfang an an einem Anordnungsgrund, selbst unter
der â�� nach Aktenlage unzutreffenden â�� AusgangsprÃ¤misse der Antragstellerin,
die FÃ¶rdermittel fÃ¼r den Antrag der Antragstellerin seien nach positiver
Bewilligung anderer AntrÃ¤ge erschÃ¶pft, und an der Darlegung, weshalb die
fehlende FÃ¶rderungsbewilligung die Antragstellerin unzumutbar belastet. Sie kann
etwa einen neuen FÃ¶rderantrag stellen.

Die Festsetzung des Streitwertes beruht auf Â§Â§ 197a SGG, 53 Abs. 2 Nr. 4, 52
Abs. 1, Abs. 3 Gerichtskostengesetz (GKG). Â§ 52 Abs. 3 GKG ist im
Hauptsacheverfahren einschlÃ¤gig. Der dortige schriftliche Klageantrag ist auf
Aufhebung des Ablehnungsbescheides und auf Verpflichtung des Beklagten, "dem
Antrag ( ) im vollem Umfang stattzugeben" gerichtet, also Bewilligung der
beantragten 4.466.500 EUR FÃ¶rdermittel. Dem Rechtsstreit des von der
Antragstellerin angefÃ¼hrten Beschlusses des LSG vom 5. Dezember 2019 (L 24 KA
39/19 B ER) lag hingegen kein Bescheid im Zusammenhang mit einem
Subventionsantrag zu Grunde.

Es ist hier in Anwendung des Â§ 53 Abs. 2 Nr. 4 GKG ein Viertel des
Hauptsachenstreitwertes anzusetzen: Die Antragstellerin hat hier die vorlÃ¤ufige
Suspensierung aller Bewilligungsbescheide bis zur Entscheidung ihrer
Hauptsachenklage begehrt. Die Situation Ã¤hnelt insoweit dem beamtenrechtlichen
Konkurrentenstreit-Eilverfahren, in dem die Sicherung des
Bewerbungsverfahrensanspruchs durch vorlÃ¤ufige Untersagung der Besetzung der
BefÃ¶rderungsstelle begehrt wird. Deren Wert ist (nur) auf die HÃ¤lfte des Wertes
des Hauptsacheverfahrens zu bemessen (vgl. Hamburgisches
Oberverwaltungsgericht, Beschluss vom 10. Juni 2014 â�� 1 SO 45/14 -, juris-Rdnr.
5), auch wenn die Verfahren der Konkurrenten blockiert werden. Der
Streitwertkatalog fÃ¼r die Sozialgerichtsbarkeit (5. Aufl. 2017 [Stand: MÃ¤rz 2017]
Ã�berarbeitung des von der Konferenz der PrÃ¤sidentinnen und PrÃ¤sidenten der
Landessozialgerichte am 16. Mai 2006 auf Vorschlag des Landessozialgerichts
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Rheinland-Pfalz beschlossenen Streitwertkatalogs 2006) sieht fÃ¼r Verfahren des
einstweiligen Rechtsschutzes nach Â§ 86b Abs. 2 SGG ein Viertel bis die HÃ¤lfte des
Hauptsachenstreitwertes vor. Vorliegend erscheint eine Begrenzung auf ein Viertel,
also Â¼ x 4.466.500 EUR sachgerecht.

Dieser Beschluss kann nicht mit der Beschwerde an das Bundessozialgericht
angefochten werden, Â§ 177 SGG.

Erstellt am: 15.04.2020

Zuletzt verändert am: 22.12.2024
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